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Gesetz über die Landwirtschaft 
und die Entwicklung des ländlichen Raumes
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Bericht über den Gesetzesentwurf

1. Einführung

Das gegenwärtige kantonale Gesetz über die Landwirtschaft wurde am 28. September 1993 angenommen. Ab diesem Datum hat sich der politische und wirtschaftliche Rahmen, der die schweizerische Landwirtschaft geprägt hat, wesentlich verändert, sei es auf internationaler (WTO und bilaterale Abkommen) wie auch nationaler Ebene (Einführung von Direktzahlungen, Agrarpaket 1995, Agrarpolitik 2002, 2007, 2011). 

Diese grundlegenden Veränderungen der Rahmenbedingungen erforderten eine Totalrevision der kantonalen Landwirtschaftsgesetzgebung. 

Es musste ausserdem festgestellt werden, dass der Rhythmus der Veränderung äusserst rasch voranging und vorangeht.  Folglich wird ein Maximum an Flexibilität auf kantonalem Niveau gefordert, um sich in kürzester Zeit den neuen Verhältnissen anpassen zu können. Es handelt sich hierbei um den Grundgedanken dieses Entwurfs.

2. Zusammenhang

In erster Linie wird die Agrarpolitik in der Schweiz auf Bundesebene anhand der internationalen Verhältnisse und der anderen Politikbereiche festgelegt. Ohne darauf näher einzugehen, empfiehlt es sich, hier dennoch die Hauptelemente hervorzuheben, die den Rahmen der Schweizerischen und vor allem der Walliser Landwirtschaftsentwicklung bestimmen. 

2.1. WTO

Die im Jahre 1995 angenommene Uruguay Runde hat die Liberalisierung des weltweiten landwirtschaftlichen Handels eingeführt, welcher sich auf drei Hauptbereiche auswirkt: die Zölle, die internen Stützungen und die Exporthilfen. Diese Elemente haben die Entwicklung der zukünftigen nationalen Agrarpolitik vorwiegend beeinflusst.

Derzeit heben die Diskussionen der Doha-Runde die Liberalisierung der Agrarmärkte hervor. Vorgesehen ist die Aufgabe der Ausfuhrunterstützungen und der Zugang zum Markt wird verstärkt.  In jedem Fall steht die Liberalisierung des Marktes im Vordergrund, was einen sehr starken Preisdruck für die Schweizer Produkte mit sich bringt.   
2.2. Bilaterale Abkommen

Das Agrarabkommen zwischen der Schweiz und der EU ist seit dem 1. Juni 2002 in Kraft. Neben den technischen Aspekten zielt es auf einen gegenseitigen Zugang zu den Märkten durch Zollermässigungen und Ausfuhrsubventionen ab. 
Die vollständige Liberalisierung des Käsemarktes zwischen der Schweiz und der EU tritt folglich am 1. Juni 2007 in Kraft. Die entsprechenden quantitativen Einschränkungen, Zölle und Ausfuhrunterstützungen werden folglich ab diesem Datum aufgehoben, was starke Auswirkungen auf die einheimische Produktion mit sich bringt.

2.3. Schweizerische Agrarpolitik

Seit 1992 hat sich die schweizerische Agrarpolitik stufenweise entwickelt: 

- 
Einführung von Direktzahlungen und Abkoppelung der Preispolitik von der 
Einkommenspolitik;

-
1998-2003 : Einführung  ökologischer Anforderungen für Direktzahlungen im Rahmen der Agrarpolitik (AP 2002);

-
2004-2007 (AP 2007) : Annäherung der Produktion an die Marktregeln;

-
2008-2011 (Projekt AP 2011) : Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Landwirtschaft.

Die AP 2011 richtet sich auf 5 strategische Ziele, die die Zukunftsorientierung der Schweizer Landwirtschaft klar festlegen:

1. 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und die Verarbeitung;

2. 
Sicherstellung der Leistungen im allgemeinen Interessen;

3. 
Förderung der Wertschöpfung und der Entwicklung des ländlichen Raumes;

4. 
Beschleunigung der Strukturentwicklung;

5. 
Vereinfachung in der Verwaltung.

Auch wenn die Tragweite und der Rhythmus der Umsetzung dieser verschiedenen Ziele noch durch das Bundesparlament verändert werden können, werden die groben Leitlinien vom internationalen Verhältnis bestimmt und grundsätzlich nicht abgeändert. 

2.4 Regionalpolitik

Die zukünftige Entwicklung der Regionalpolitik wird ebenfalls einen ausschlaggebenden Einfluss auf die ländlichen Gebiete ausüben. Der Gesetzesentwurf über die neue Regionalpolitik, der dem Parlament im Jahre 2006 unterbreitet wird, zeichnet sich besonders durch folgende Aspekte aus:

1. 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit bestimmter Regionen;

2.
Wertschöpfung;

3. 
Indirekt zur Schaffung und Beibehaltung von Arbeitsplätzen beitragen;

4. 
Indirekt zur dezentralen Besiedelung des Landes und zur Beseitigung der regionalen Ungleichheiten beitragen.
Die Regional- und die Landwirtschaftspolitik entfalten gemeinsam ihre Wirkungen im ländlichen Raum mit dem Schwerpunkt Wertschöpfung in beiden Fällen.

Folglich ist eine Koordination dieser beiden Politiken auf Bundes- oder Kantonsebene unentbehrlich, um die Wirkungen zu maximieren.

2.5 Diversifizierungen der Nahrungsmittelverteilung

Der Handel mit Nahrungsmittel erfährt momentan eine rapide Veränderung, die insbesondere charakterisiert wird durch:

-
das Auftreten von neuen Akteuren auf dem Markt;

-
die stärkere Segmentierung der Produktionspalette;

-
die Veränderung der Einkaufspolitiken, insbesondere durch eine Zentralisierung der Entscheidungsinstanzen und die Konzentration der regionalen Einkäufe;  

-
einen verstärkten Preisdruck.
Diese rasche Entwicklung erfordert eine Anpassung der Walliser Handelspolitik, sowohl in Bezug auf die Angebotsstrukturen als auch auf die Marktpositionierung.

3. Strategische Analysen für das Wallis

Zwei strategische Analysen haben die kantonale Landwirtschaftspolitik während der 5 letzten Jahre geprägt:
-
"Strategie für die mittel- und langfristige Zukunft des Reb- und Weinbaus"  Arbeitsgruppe für Reb- und Weinkultur 2006, 2000;

-
"Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Walliser Landwirtschaft" Institut für Agrarwirtschaft der Eidgenössischen Technischen Hochschule (IAW-ETH), 2001.

Diese beiden, sich ergänzende Konzepte haben zu einer Reihe von konkreten Empfehlungen für jeden  Produktionszweig geführt, die bereits verwirklicht worden sind oder sich in der Verwirklichungsphase befinden. Angesichts der starken Entwicklung der Rahmenbedingungen ist eine Aktualisierung dieser Empfehlungen durch das IAW/ETH anfangs 2006 durchgeführt worden. Auch wenn inzwischen neue Empfehlungen vorgeschlagen sind, muss festgestellt werden, dass die seit einigen Jahren vom Wallis verfolgten Strategien immer noch ihre Richtigkeit haben, um als Basis der zukünftigen Agrarpolitik bestehen zu können.

Zu diesen sektoriellen Analysen gebührt es sich, die 2003 durchgeführte Untersuchung über die Zukunft des ländlichen Raumes im Wallis heranzuziehen ("Ländliche Raum: ein Einsatz für morgen", Dienststelle für Raumplanung, 2004). Diese Arbeit hat es ermöglicht, die strategischen Hauptachsen des ländlichen Raumes zu bestimmen, nämlich:

- 
die Multifunktionalität des ländlichen Raumes hervorzuheben;

- 
die Begünstigung der ländlichen/städtischen Vereinbarkeit;

- 
die Aufwertung der Vielfältigkeit der Landschaft.

Diese Leitlinien müssen jetzt im Rahmen einer echten Politik für den ländlichen Raum ihre Umsetzung finden.

4. Grundsätze des Gesetzesentwurfs

Der vorgelegte Gesetzesentwurf gründet auf zwei Grundsatzprinzipien: die Handlungsflexibilität und die ganzheitliche Betrachtung des ländlichen Raumes.

4.1 Die Handlungsflexibilität

Die Rahmenbedingungen, die die landwirtschaftliche Produktion regeln, haben sich in den letzten 10 Jahren sehr stark entwickelt. In Zukunft wird der Evolutionsrhythmus erhalten bleiben, namentlich in Verbindung mit  künftigen Abkommen der WTO, mit der Marktöffnung der erweiterten EU und dem internen politischen Druck, der auf die Landwirtschaft ausgeübt wird. In diesem Zusammenhang wird die Eidgenossenschaft, welche zurzeit auf Grund eines vierjährigen Pakets (Rahmenkredit) handelt, allerdings in Zukunft einen legislativen und finanziellen Anpassungsrhythmus beibehalten. 

Auf kantonaler Ebene ist es weder möglich noch wünschenswert, ständig Gesetzesänderungen vorzunehmen, um die Gesetzesgrundlagen an die sich stets verändernden Verhältnisse anzupassen. 
Dies würde weder Flexibilität noch die gewünschte Wirkung ermöglichen und wäre in Bezug auf den Grundsatz, Verwaltung anhand von Leistungsaufträgen, so wie derzeit die Beziehungen zwischen den Gewalten innerhalb des Staates geregelt ist, unangepasst.

Auf Grund dieser Elemente schlagen wir eine Gesetzesrevision vor, die auf folgenden Grundsätzen gründet: 

a)
Der Grossrat genehmigt:
-
das Gesetz über die Landwirtschaft und die Entwicklung des ländlichen Raumes, das die wichtigsten Ziele der Agrarpolitik und der Entwicklung des ländlichen Raumes sowie die zwingenden Bestimmungen festlegt, die formell in einem Gesetz enthalten sein müssen;

-
ausführliche politische Ziele und ihre Leistungskriterien und die finanziellen Mittel im Rahmen der politischen Verträge, die sich aus der Verwaltung mittels Leistungsaufträgen ergeben. 

b)
Der Staatsrat legt fest:

-
die Verordnungen, die insbesondere die Verfahrensregeln festlegen;

-
die Massnahmen, die die Verwirklichung der gesetzten politischen Ziele ermöglichen. Diese Massnahmen können Gegenstand eines vierjährigen Regierungsprogramms bilden. Sie müssen die politischen Zielsetzungen erreichen, die im Gesetz definiert und die im Rahmen der politischen Verträge gemessen werden.

c)
Das für die Landwirtschaft zuständige Departement erstellt die Richtlinien für die Anwendung der beschlossenen Massnahmen (Beiträge, Bedingungen, Ansätze, Empfangsberechtigte…).

Der Vorteil dieses Systems besteht darin, eine grosse Flexibilität in Bezug auf die Massnahmen zu ermöglichen, was derzeit nicht der Fall ist, da diese im Gesetz und in den Verordnungen aufgelistet werden. Der Grossrat behält jedoch die Oberaufsicht der politischen Ziele auf Grund des Gesetzes und der politischen Verträge und kann die Eignung der ergriffenen Massnahmen abwägen, die sich im Rahmen des politischen Controllings aufzeigt. 

Die eigentliche Gesetzgebung würde sich somit auf ein Gesetz und zwei Verordnungen beschränken (Verordnung über die Landwirtschaft und die Verordnung über den Reb- und Weinbau (nachfolgend: Weinverordnung)), was die Übersicht der kantonalen Landwirtschaftsgesetzgebung verbessert und vereinfacht.

Das folgende Schema zeigt die verschiedenen Zuständigkeitsbereiche in Bezug auf die Gesetzgebung und die Leistungsaufträge.
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4.2 Die ganzheitliche Betrachtung des ländlichen Raumes
Der Entwurf zielt darauf ab, das Gesetz über die Landwirtschaft von 1993 durch ein Gesetz über die Landwirtschaft und die Entwicklung des ländlichen Raumes zu ersetzen. Dieser neue Titel zeigt deutlich den Willen, die verschiedenen Aktivitäten des Landschaftsbereichs ganzheitlich in eine zusammenhängende koordinierte Politik auf kantonalem Niveau umfassend einzubinden. 

Diese Betrachtungsweise rechtfertigt sich auf Grund mehrerer Aspekte:

a)
Zusammenhang mit der Bundespolitik :

-
Eine strategische Hauptzielsetzung der AP 2011 besteht darin, die Wertschöpfung und die ländliche Entwicklung zu fördern.  Dieselbe Zielsetzung wird dem Projekt der neuen Regionalpolitik zugewiesen. 

-
Die AP 2011 sieht Unterstützungen für regionale Projekte vor, die den strengen landwirtschaftlichen Rahmen überschreiten (Art. 93 LwG): 

-
Die AP 2011 sieht eine Unterstützung für die Beratungsaktivitäten vor, die sich spezifisch auf regionale Projekte beziehen;
-
Die gewünschte Diversifikation zur Nebenerwerbslandwirtschaft (insbesondere Agro-Tourismus) wird sicherlich  einen wichtigen Einfluss auf die gesamte Entwicklung des ländlichen Raumes haben, was wiederum eine  koordinierte Ausrichtung erfordert;

-
Die neue Agrarpolitik des Bundes basiert auf dem Multifunktionalitätsgrundsatz, der der Landwirtschaft den Grundauftrag erteilt, die Gesamtheit des ländlichen Raumes zu unterhalten und zur dezentralen Besiedelung des Landes beizutragen. 

-
Die neue Eidgenössische Waldgesetzgebung zeigt mit aller Deutlichkeit das Problem des ständigen Waldeinwuchses im Alpenraum auf und schlägt Massnahmen zu dessen Eindämmung vor (Einführen des Waldkatasters in Landwirtschaftszonen).
b)
Zusammenhang der Tätigkeiten auf kantonalem Niveau  

Im Wallis ist der Einfluss der Landwirtschaft auf bestimmte ländliche Gebiete sehr gross:

-
durch die gewährten Investitionsbeihilfen für Bodenverbesserungen und landwirtschaftliche Bauten, welche einen vorwiegenden Teil der Investitionen im ländlichen Raum ausmachen, was sehr starke Auswirkungen für die regionale Wirtschaft insgesamt mit sich bringt.
-
durch erbrachte Leistungen, die die Landschafts- und Touristenattraktivität dieser Regionen begründen;

-
durch die erzeugten Einkommen, die in einigen Regionen nicht durch andere wirtschaftliche Sektoren entstehen könnten;

-
durch eine charakteristisch vielfältige Beschäftigungsstruktur, die ebenfalls den anderen wirtschaftlichen Sektoren nutzt.

Die Landwirtschaft ist somit die Hauptwirtschaftstätigkeit im ländlichen Raum. Und die zukünftige Trendanalyse (Zentralisierung der sekundären und der tertiären Sektoren, Schwächung der öffentlichen Dienste, Verteuerung des Verkehrs, Schwierigkeiten der dezentralen Versorgung, Abwanderung und Überalterung der Bevölkerung einerseits und Diversifizierung der landwirtschaftlichen Tätigkeiten andererseits...), zeigt auf, dass diese vorherrschende Rolle sich noch in den ländlichen Gebieten zuspitzen wird.

Um sich dieser Tendenz anzupassen, muss die Landwirtschaftsgesetzgebung die Gesamtheit der Entwicklung des ländlichen Raumes umfassen.

Jede Raumordnung, seien es die Industrie- und Bauzonen in der Ebene, die Tourismuszonen oder die Landwirtschaftszonen, erfordert eine kantonale koordinierte Entwicklungspolitik (Grundsatz der Kohärenz der Raumentwicklung).

Dies kann insbesondere dank einer Gesetzgebung für jede einzelne dieser Einheiten erreicht werden. Ein wichtiger Schritt in diesem Sinne müsste bis Ende 2006 durch die Verabschiedung des Tourismusgesetzes   und des Gesetzes über die Landwirtschaft und die Entwicklung des ländlichen Raumes gemacht werden, die die Politik zur Förderung des Tourismus und des ländlichen Raumes begründen müssen.

Die politische Herausforderung besteht also darin, Sektoralpolitiken, die manchmal untereinander keinen Zusammenhang auf einem gegebenen Gebiet aufweisen, durch eine angepasste und koordinierte Raumentwicklungspolitik zu ersetzen.
Das ist die Vorstellung des Departements für Volkswirtschaft und Raumentwicklung, das insbesondere die Wirtschaft, den Tourismus, die Raumplanung und die Landwirtschaft umfasst.

5. Walliser Landwirtschafts- und Agrarpolitik
Gemäss der Entwicklung der Rahmenbedingungen und der durchgeführten strategischen Analysen kann die Walliser Agrar- und Landwirtschaftspolitik wie folgt umschrieben werden.

Die Verbesserung der gesamten Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft und der Wirtschaft im ländlichen Raum anhand folgender Aspekte:
1. Wirtschaftlich durch:

- 
die Wertschöpfung und deren Verteilung,, die die finanzielle Situation der Hersteller und allgemein der Wirtschaftsakteure verbessert und weiterhin Werkzeuge zur Veränderung und Aufwertung  des ländlichen Raumes bietet;

- 
die Produktion von Qualitätslebensmitteln;

- 
die Förderung der landwirtschaftlichen Vielseitigkeit und deren Eingliederung in die regionale Wirtschaft.
2. Territorial gesehen durch:

- 
die Erhaltung und Entwicklung Wert schöpfender Tätigkeiten im Wallis;

- 
eine ausgeglichenen Auslastung, Instandhaltung und Schutz des bewirtschafteten Bodens;

- 
die Förderung einer dezentralen Besiedelung  im Wallis;

- 
Projekte, die zur Entwicklung des ländlichen Raumes beitragen und sich der jeweiligen Region anpassen.   
3. Organisationsrechtlich gesehen durch:

- 
eine gezielte und wirksame Organisation des Landwirtschafts- und Nahrungsmittelbereichs;

- 
eine an die regionale Entwicklung angepasste institutionelle Organisation; 
4. Umweltrechtlich gesehen durch:

- 
die Erhaltung und Verbesserung der biologischen Vielfalt des Wallis ;

- 
eine institutionelle politische Organisation, die geeignet ist, Entwicklungsförderung für eine integrierte Region zu betreiben.
5. Soziokulturell durch:

- 
die Erfüllung der Erwartungen der Gesellschaft an den ländlichen Raum;

- 
das Respektieren und Fördern der ländlich-kulturellen Identität;

- 
die Herstellung und Förderung von Nahrungsmittel, Raum und Leistungen, die sich wohltuend für die Volksgesundheit auswirken. 

5.1 Die ganzheitliche Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft und der Wirtschaft im ländlichen   Raum:
Die Bundesverfassung (Art. 104) und das Bundesgesetz über die Landwirtschaft (Art. 1) übertragen der Schweizerischen Landwirtschaft folgende Aufgaben :

- 
sichere Versorgung der Bevölkerung; 

- 
Pflege der Kulturlandschaft;

- 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen;

- 
dezentrale Besiedelung des Landes.

Die Zielsetzungen der Landwirtschaft beziehen sich also nicht nur auf Ernährung, sondern auch auf die Versorgungssicherheit, die Raumplanung, die Umweltaspekte und die sozialen Komponenten.

Die Schweizer Landwirtschaft ist eindeutig multifunktionell. Deshalb muss die ganzheitliche Leistungsfähigkeit klar als Grundsatzprinzip der künftigen Walliser Agrarpolitik gelten.

Ebenso und nach dem Grundsatz der gesamtheitlichen Betrachtung muss die Entwicklung der verschiedenen Wirtschaftssektoren innerhalb des ländlichen Raumes koordiniert werden.

Dies stellt die beste Art dar, Konflikte zwischen Gewerbezweigen und ungewollte Entwicklungen innerhalb ein und derselben Region zu vermeiden.

5.2  Wirtschaftsleistung durch Wertschöpfung und Verteilung

Die Liberalisierung des weltweiten Nahrungsmittelaustausches basiert hauptsächlich auf einer Massenproduktion mit einer Beherrschungsstrategie über die Kosten.

Jedoch ist das Wallis in Bezug auf die Kosten nicht wettbewerbsfähig und hat also keine Zukunft in dieser Strategie.
Infolgedessen bedarf das Wallis nicht einer Landwirtschaft mit grossen Mengen, die leistungsstark in Bezug auf die Kosten ist, sondern eine Wert schöpfende Landwirtschaft als Gegenströmung der Hauptstrategie der WTO.

Die Walliser Agrarpolitik muss also die Position ihrer Produkte hinsichtlich viel versprechender Verbrauchermärkte  stärken, um diese von den konventionellen Produktionsmärkten die einen starken Einfluss durch den internationalen Liberalismus erleiden, zu trennen.
Der Erfolg dieser Politik kann insbesondere durch zwei Indikatoren abgeschätzt werden:

-  
die Prämie, die vom Verbraucher für die industriellen Konkurrenzprodukte bezahlt wurde;

- 
die Prämie, die an den Produzenten für den Rohstoff bezahlt wurde, der mit dem Preis desselben konventionellen landwirtschaftlichen Produktes verglichen wird.

Eine Wertschöpfung ist notwendig, reicht jedoch nicht aus. Damit ein Wirtschaftszweig (landwirtschaftlich oder nicht), dauerhaft ist, ist es ebenfalls notwendig, dass diese Wertschöpfung räumlich verteilt erzielt wird, um deren Verarbeitungsanlagen zu unterhalten und zu entwickeln (Käsereien, Mühlen, Schlachthäuser und andere Verarbeitungsanlagen, die notwendig sind für die regionale Wertschöpfung).

Deshalb ist das ausgewogene, räumliche Verteilungskonzept der Wertschöpfung wichtig.

Was für die Landwirtschaft in Bezug auf die Wertschöpfung zutrifft, gilt auch für die anderen Aktivitäten, so dass die allgemeine Zielsetzung auf alle Wirtschaftstätigkeiten im ländlichen Raum ausgeweitet werden kann.

Die Fähigkeit der Wertschöpfung der ländlichen Regionen, stellt also einen grundlegenden Faktor ihrer künftigen Entwicklung dar.

5.3  Territoriale Leistung

Die territoriale, raumwirksame Leistung einer Wirtschaftstätigkeit kann sich insbesondere durch ihre Widerstandskraft gegen die Abwanderung bemessen, das heisst ihre Fähigkeit, Aktivitäten aufrechtzuerhalten, die der Wertschöpfung im Wallis dienen. Das Konzept der AOC-GUB für die Agrarerzeugnisse erfolgt gänzlich nach diesem Grundgedanken, da es eine tragende, Wert schöpfende Bezeichnung  mit einem abgegrenzten Produktionsgebiet absolut verbindet.

In diesem Zusammenhang ist die Ausarbeitung von Endprodukten in der Region ein Ziel, das die Walliser Agrarpolitik sich zuerst setzen muss, denn die Rohstoffproduktion allein bietet keine Perspektive auf einem globalisierten Markt für den ländlichen Raum des Wallis.

Im Allgemeinen gilt dieser Grundsatz für alle Wirtschaftstätigkeiten im ländlichen Raum.

Es empfiehlt sich, in diesem Rahmen hervorzuheben, dass Holz sich ebenfalls für diese spezifische Herkunftsbezeichnung interessiert, welche bisher nur für landwirtschaftliche Nahrungsmittel reserviert war (AOC-GUB, Berge,…).

Der Unterhalt des ländlichen Raumes und die Aufrechterhaltung einer offenen Landschaft stellen ebenfalls ein Hauptziel der Landwirtschaft und allgemein der Agrarwirtschaft einer Region dar,  mit sehr wichtigen Auswirkungen für die Touristenattraktivität.
Die Walliser Landwirtschaft schafft es heute nicht  mehr, den Unterhalt der Kulturlandschaft angesichts des übermässigen Waldeinwuchses zu gewährleisten (+ 550 ha/Jahr im Wallis).
Diese Lage ist für die Artenvielfalt und die Landschaftsattraktivität des Wallis verhängnisvoll und verursacht zusätzliche Kosten für eine angemessene Pflege.
Neue raumplanerische Konzepte und der territoriale Umsetzung sind also notwendig und eine Koordination der Aktionsmöglichkeiten in Richtung deutlich definierter Zielsetzungen muss zwischen den verschiedenen Sektoralpolitiken erfolgen.

Der  Änderungsvorschlag des Bundesgesetzes über die Wälder geht in diese Richtung, indem der Waldeinwuchs über die Einführung des Waldkatasters eingeschränkt wird.

.

Ausserdem ist die durch AP 2011 vorgesehene Unterstützung von Projekten zur Entwicklung des ländlichen Raumes, die auf regionaler Ebene integriert werden,  ein Instrument, das sich in vollem Umfang in diesem Rahmen einfügen lässt.

5.4  Organisatorische Leistung

Die organisatorische Leistung einer Agrarpolitik bezieht sich auf zwei besondere Aspekte:

1.
Die vertikale Organisation durch Produkte, die die Produktion, die Verarbeitung und die Vermarktung unter eine zusammenhängende Entwicklungspolitik integriert. Die entsprechenden Branchenorganisationen für die Nahrungsmittelbereiche werden sowohl durch ihre Mitglieder als auch durch die Behörden legitimiert,  die Wertschöpfung und deren Verteilung unter ihren Mitgliedern zu organisieren. Dies erfolgt insbesondere durch eine zusammenhängende Marketingpolitik für den gesamten Wirtschaftszweig  (Produkte, Preise, Werbung, Verteilung).

2.
Die politische Organisation in der Region, sei sie kommunal oder überkommunal,  legt mit der erforderlichen demokratischen Legitimität die Zukunftsstrategien  fest und verwirklicht die Projekte. Die koordinierte Entwicklung des ländlichen Raumes hört nicht an den Gemeindegrenzen auf, sondern muss ein zusammenhängendes, funktionierendes Gebiet nach ihren Eigenschaften und Möglichkeiten einbeziehen. Es handelt sich um den Grundsatz von Raumordnungskonzepten, der eine öffentliche Steuerpolitik einbezieht, die der betreffenden Region angepasst ist.

5.5 Umweltorientierte Leistung

Die Eidgenössische Landwirtschaftspolitik gliedert die Achtung vor der Umwelt als eine vorrangige Zielsetzung ein und bindet die Direktzahlungen an die Einhaltung des festgelegten  ökologischen Leistungsnachweises.  

Diese ökologischen Bedingungen sind unter anderem die anspruchsvollsten der Welt, und die Walliser Landwirtschaft unterstellt sich diesen.

Im Allgemeinen gibt es also keinen Anlass für die Walliser Landwirtschaft, eine grössere ökologische Leistung zu erbringen als jene, die für die Schweizer Landwirtschaft verlangt wird.

Es empfiehlt sich dagegen, zwei wichtige Aspekte im Rahmen der Walliser Landwirtschaftspolitik zu optimieren:

1.
die Erhaltung und die Verbesserung der spezifischen Elemente der Walliser Artenvielfalt, die wichtig in Bezug auf die Attraktivität und Unterscheidung sind (zum Beispiel: die drei typisch einheimischen Tierrassen (Eringer, Schwarznasenschaf und Schwarzhalsziege), die einheimischen Rebsorten, die spezifische Alpenflora...);

2.
die Aufwertung der allgemeinen Umweltleistungen der Walliser Landwirtschaft und ihrer spezifischen Artenvielfalt im Besonderen. Dies müsste insbesondere durch eine stärkere Integration dieser Elemente in den für Touristen bestimmte Walliser Produkte erreicht werden (z.B. Angebot für Landschafts- oder Ökotourismus).

5.6 Soziokulturelle Leistung

Wenn die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft in der derzeitigen Gesellschaft zurückgeht, erfordert die Anerkennung ihres multifunktionellen Charakters ebenfalls ihre nicht kommerziellen Leistungen (oder Spillover) abzuschätzen.

Diese umfassen insbesondere die landschaftlichen, ökologischen und soziokulturellen Aspekte. Dieser letzte Aspekt ist einer der  Pfeiler „der territorialen Wettbewerbsfähigkeit“, der durch die europäische Beobachtungsstelle festgelegt wird: "Ein Territorium wird wettbewerbsfähig, wenn es sich dem Wettbewerb des Marktes gegenüberstellen kann, indem es eine ökologische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Dauerhaftigkeit gewährleistet".

Die Erwartungen der Walliser Gesellschaft an ihre Landwirtschaft und ihren ländlichen Raum sind im Einzelnen im Rahmen der Studie "Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Walliser Landwirtschaft" analysiert worden (IAW-ETH 2000).

Es braucht also eine Politik, die diesen Erwartungen entspricht und  die kulturelle Identität der ländlichen Bevölkerung respektiert.

Die Aufwertung von traditionellen und authentischen Produkten erfolgt zum Beispiel gänzlich diesem Grundgedanken.

Schliesslich zeigen die steigenden Probleme im öffentlichen Gesundheitswesens wegen einer unangepassten Ernährung sowie die Unsicherheit in Bezug auf Nahrungsmittel, die sich aus den weltweiten Seuchen (Rinderwahnsinn, Vogelgrippe...) oder aus der Entwicklung der agroindustriellen Techniken ergeben (GVO, Wachstumshormone...), das Potential der in Wertsetzung der Walliser Produkte im Nahrungsmittelbereich auf. 

Diese Entwicklungsachse vervollständigt auf eine ideale Weise die anderen kantonalen Trümpfe in Bezug auf den "Gesundheitsaspekt" (Tourismus, Sport, Thermalbäder, Landschaft...)  die sicherlich in Zukunft noch mehr an Bedeutung gewinnen werden.

6. Kommentar zum Gesetz
Allgemein gesehen bringt der Gesetzesentwurf keine eigentliche Revolution mit sich. Es handelt sich eher darum, eine Charakterisierung des derzeitigen Systems aufzustellen und es in eine Rechtsform zu integrieren. Das Ersetzen der derzeitigen Texte, von denen mehrere nicht mehr aktuell sind, wurde  durch die kontinuierliche Entwicklung des Bereichs in den letzten Jahren und durch das Bedürfnis an Flexibilität notwendig, wie das vorgängig klar formuliert worden ist. Es wurde ebenfalls gewünscht, dem staatlichen Handeln in diesem Bereich eine klare und feste Gesetzesgrundlagen sowie eine bessere Übersicht zu bieten.
Titel I : Entwicklungspolitik des ländlichen Raumes

Dieser Titel enthält die allgemeinen Bestimmungen über die Gesamtheit der kantonalen Gesetzgebung über die Landwirtschaft und die Entwicklung des ländlichen Raumes.

Der erste Artikel Abs. 1 ist ein Gesetzgebungsprogramm, das die allgemeine Zielsetzung des Gesetzes bestimmt, und zwar die Verbesserung der gesamten Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft und der Walliser Agrarwirtschaft.

Ausserdem legt er die 5 angewendeten Beurteilungskriterien fest, die der Verwirklichung der allgemeinen Zielsetzung dienen. 
Abs. 2 ordnet an, dass die kantonale Gesetzgebung die Bundesgesetzgebung ergänzt und deren Vollzug regelt. Diese ist äusserst umfassend, da sie ein Gesetz von ca. 200 Artikeln und etwa  hundert Verordnungen beinhaltet! 
Es geht darum, entweder von den Kompetenzen, die den Kantonen vom Bund verliehen wurden, Gebrauch zu machen ("Vollzug regeln") oder die Lücken zu schliessen, die sich durch eine nicht ausschliessliche Bundesgesetzgebung ergeben, in der Sorge um die Erhaltung der kantonalen Besonderheiten ("ergänzen").
Artikel 2 beschreibt, was man unter Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes versteht und begrenzt den Anwendungsbereich des Gesetzes. 
Artikel 3 zielt nur darauf ab, eine nicht abschliessende Aufzählung derjenigen Bereiche zu machen, in denen der Kanton eine Regulierungs- oder Unterstützungsrolle wahrnimmt.

Artikel 4 Absatz 1 stellt den allgemeinen Rahmen der Finanzhilfe auf, die der Staat der Landwirtschaft und der Entwicklung des ländlichen Raumes gewährt. Er stellt eindeutig die Regel auf, nach der allein die Massnahmen unterstützt werden können, die dem Erreichen der festgelegten politischen Ziele dienen. 
Absatz 2 stellt im Allgemeinen die Regel auf, nach der der Kanton sich zu den minimal definierten Anteilen an den Massnahmen des Bundes beteiligt, die eine kantonale Gegenleistung erfordern. Beispielsweise verweist man  auf Art. 93 Abs. 3 LwG und verfügt, "die Gewährung eines Bundesbeitrages setzt die Leistung eines angemessenen Beitrages des Kantons seiner öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaften voraus".

Diese Regel wird durch Art. 20 Abs. 1 der eidgenössischen Verordnung über die Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft  ergänzt, welcher besagt, "die Gewährung eines Beitrages setzt eine kantonale Finanzhilfe voraus, die je nach Finanzkraft des Kantons mindestens 70-100 Prozent des Beitrages zu betragen hat.“
Für das Wallis bedeutet das konkret, dass ein Landwirt von einer Bundeshilfe von Fr. 100 profitieren kann  wenn der Kanton ebenfalls eine Beihilfe von Fr. 70 gewährt.

Die Aufteilung der kantonalen Finanzierung zwischen Kanton und Gemeinde ist anschliessend eine interne kantonale Frage, die je nach Bereich in den verschiedenen Kapiteln des Gesetzes behandelt wird.
Schliesslich stellt Absatz 3 die allgemeine Regel auf, nach der der Kanton ebenfalls Massnahmen unterstützt, die nicht von Bundeshilfen profitieren.

Diese Regel selbst ist eine Rahmenbestimmung ohne selbstständige rechtliche Tragweite.

Sie muss  immer anhand der bewilligten Globalbudgets durch die politischen Verträge, die Programme der Landwirtschaftspolitik und die Vollzugsregeln verwirklicht werden. Ausserdem wird sie an die Umstände der jeweiligen Bereiche angepasst.

Artikel 5 ist der Eckstein des neuen gewünschten Systems, um die bestmögliche Flexibilität der öffentlichen Intervention im ländlichen Raum zu gewährleisten. Auf Grund des Gesetzes, seiner politischen Zielsetzungen,  die durch den Grossen Rat im Rahmen der Leistungsaufträge und des Budgets definiert werden, wird der Staatsrat die konkreten Massnahmen festlegen, welche die Umsetzung der vorgegebenen Ziele ermöglichen.
Das für die Landwirtschaft zuständige Departement wird die detaillierten Vollzugsregeln, namentlich die Berechtigten (wer hat Anspruch auf Hilfe, Beiträge usw.), die Bedingungen (Grenzen des Vermögens oder des Einkommens, Mindestgrösse, Höchstgrösse usw.), der Betrag der Hilfen und die Berechnungsmethoden (z.B. Fr. 1' 000 pro GVE) sowie die Bedingungen und Auflagen festlegen. Jede andere Regelung, die für den Vollzug der beschlossenen Massnahmen notwendig ist, wird im Rahmen der vom Departement erlassenen Richtlinien vorgenommen.
In Bezug auf die hinreichende Gesetzesgrundlage reicht es aus, an den allgemeinen Grundsatz zu erinnern, nach dem es keinen subjektiven Anspruch  auf die Erlangung einer Finanzbeihilfe gibt, und dass davon ausgegangen wird, dass der Gewährleistende von Subventionen die erforderlichen Bedingungen festlegen kann.

Titel 2 : Organisation

Gemäss Art. 6 übt der Staatsrat die Oberaufsicht aus. Diese darf nicht mit der Kontrolle oder der Überwachung verwechselt werden, insofern  sie keine Aktions-  sondern nur Reaktionspflicht darstellt. Es handelt sich also um eine allgemeine Pflicht und nicht um eine spezifische Aufgabe.
Nach Art. 7 Abs. 1 wird die Anwendung der Gesetzgebung ausser gegenteiliger Bestimmung dem für die Landwirtschaft zuständigen Departement (nachfolgend: das Departement) anvertraut.

Vorbehalten bleiben selbstverständlich die entsprechenden Bestimmungen über die finanzielle und administrative Verwaltung des Kantons, die übrigens in Bezug auf den Vollzug der Massnahmen, welche vom Bund finanziert werden, namentlich die Direktzahlungen, nicht angewendet werden. 
Abs. 2 erinnert an das Grundprinzip der Kompetenzübertragung. In diesem Zusammenhang geht diese weiter als die Verordnung über die Übertragung finanzieller Kompetenzen des Staatsrates an das  Departement und die Dienststellen vom 29. Juni 2005, die, wie ihr Titel es sagt nur die finanzielle Übertragung betrifft. 
Der Art. 8 legt die Zuständigkeit für die Veterinärfragen, für die Kontrolle der landwirtschaftlichen Nahrungsmittel, der Pflanzenschutzmittel und Dünger fest. Diese Bereiche sind direkt mit der Landwirtschaft verbunden. 

Der Art. 9 begründet eine einzige Rekurskommission, welche die  Rekurskommission im Bereich landwirtschaftliche Beiträge und die kantonale Rekurskommission im Bereich Strukturverbesserung ersetzt. Eine solche Rekurskommission ist durch die spezifische Natur der landwirtschaftlichen Gesetzgebung, die besondere Kenntnisse erfordert, gerechtfertigt. Diese Rekurskommission wird vom Staatsrat vorgeschlagen, jedoch vom Grossen Rat gewählt, um die Bedingungen des Art. 30 Abs. 1 der Bundesverfassung zu erfüllen. Dieser Artikel besagt, „Jede Person, deren Sache in einem gerichtlichen Verfahren beurteilt werden muss, hat Anspruch auf ein durch Gesetz geschaffenes, zuständiges, unabhängiges und unparteiisches Gericht. Ausnahmegerichte sind untersagt“.  Ausserdem ist es Aufgabe des Staatsrates, das Verfahren und die Organisation klar festzulegen.
Art. 10 ändert die derzeitige Lage nicht, sondern stellt nur einige Grundregeln in Bezug auf die Gemeinden auf. Im Allgemeinen müssen diese am Vollzug der landwirtschaftlichen Gesetzgebung mitarbeiten. Dies tun sie anhand folgender zwei Grundsätze:

· im Prinzip entschädigungslos für die Aufgaben, die spezifisch im Gesetz erwähnt wurden;

· auf Grund der Kosten mit einer entsprechenden Entschädigung bei zusätzlichen übertragenen Aufgaben.
Ausserdem werden sie zu allen Projekten in Bezug auf ihr Gebiet befragt. Diesbezüglich sind insbesondere die Strukturverbesserungsprojekte gemeint. Dringende Fälle bleiben natürlich vorbehalten.

Artikel 11 hebt hervor, dass, wie in der Vergangenheit, die Walliser Landwirtschaftskammer zum Dachverband des landwirtschaftlichen Bereiches ernannt wird und diesbezüglich der bevorzugte Partner des Kantons ist. Mit der Genehmigung der Statuten durch den Staatsrat, was die Gesetzgebung in Anbetracht der privatrechtlichen Natur des Gebildes nicht aufzwingen könnte (Verein im Sinne von Art. 60 ff. ZGB), wird sie das Konsultativorgan des Kantons und dieser kann ihr wie bis anhin einen jährlichen Beitrag gewähren.

Artikel 12 bringt die Frage der Branchenorganisationen zur Sprache, momentan sind dies die Branchenorganisation Rebe und Wein sowie die Branchenorganisation Obst und Gemüse des Wallis.

Diese privaten Organisationenwerden in Zukunft dazu aufgerufen, eine immer wichtigere Rolle in ihrem entsprechenden Tätigkeitsbereich zu spielen.

Der eigentliche Begriff der Branchenorganisation ist in Art. 8 des Bundesgesetzes über die Landwirtschaft sowie in der Verordnung über die Branchen- und Herstellerorganisationen verankert. Das kantonale Recht kann sich darauf beziehen.

Artikel 13 schafft die notwendige gesetzliche Grundlage, die die Übertragung von bestimmten Aufgaben an private Organisationen ermöglicht.

In Bezug auf die Kontrolle des ökologischen Leistungsnachweises bei Direktzahlungen kann es sich um die Walliser Landwirtschaftskammer (z.B. auch für die Erhebung und die Verwaltung der landwirtschaftlichen Gebühren), um die Branchenorganisationen oder um andere private Organisationen wie Vitival, Cultival, AVPI oder  OLK handeln

Die Delegation wird natürlich in Form eines Beschlusses oder eines Entscheides festgelegt, denn eine ganz allgemeine Delegation kann nicht als ausreichende Gesetzesgrundlage angesehen werden.

Auf dieselbe Art und Weise werden Leistungsaufträge die Modalitäten der Delegation ebenso wie die Kosten detailliert festlegen. die von den Organisationen erhoben werden.
Schliesslich erlaubt ein Jahresbericht eine zufrieden stellende Überwachung über den Vollzug der übertragenen Aufgaben.

Titel 3:  Absatzförderung

Dieser Titel wurde fast vollständig vom Kapitel 7 des Gesetzes über die Landwirtschaft vom 28. September 1993 übernommen. Einzig einige Einzelheiten wurden verändert. Insbesondere sind die Bestimmungen über die Gebühren nicht geändert worden. Es steht den entsprechenden Branchenverbänden zu, im Rahmen des Konsultationsverfahrens Änderungen vorzuschlagen, wenn sie es als notwendig erachten

Das System hat sich bewährt. Juristisch gesehen ist es standhaft und wurde sogar vom Bundesgericht in einem kürzlich getroffenen Entscheid bestätigt. Folglich besteht kein Anlass, davon abzuweichen oder Änderungen anzubringen. 

Titel 4: Weinwirtschaft

Die Bundesgesetzgebung überlässt den Kantonen breite Kompetenzen im Bereich Reb- und Weinbau. Dieser Bereich ist für das Wallis von grosser Bedeutung, da es mit einer Rebfläche von 5200 ha der erste Schweizer Weinbaukanton.

Eine glaubwürdige Politik erfordert in erster Linie eine klare und solide Gesetzgebung.

Das Oberziel dieses Kapitels ist die Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für staatliche Eingriffe. Es gilt besonders für die seit dem 1. Mai 2004 in Kraft getretene Verordnung über den Rebbau und den Wein, deren Hauptziel darin bestand, in einer Verordnung die Gesamtheit der in mehreren Texten verstreuten Bestimmungen zu vereinigen. Es handelt sich also darum, das System juristisch zu durchleuchten, das durch die Verordnung von 2004 geschaffen wurde.

Kapitel 1: Weinbau

Der Art. 21 übernimmt den Grundsatz der Bundesgesetzgebung über die Genehmigung bzw. die zwingende Anzeige für die Bepflanzung neuer Reben, beziehungsweise die Erneuerung von Anlagen, indem er festlegt, dass es dem Staatsrat obliegt, das Verfahren zu definieren.

Unter Neubepflanzung versteht man gemäss Art. 2 Abs. 1 der eidgenössischen  Weinverordnung das Anpflanzen von Reben auf einer Fläche, die länger als zehn Jahre nicht als Rebfläche bewirtschaftet wurde. 
Ausserdem gelten als Erneuerungen: die Wiederbepflanzung einer Rebfläche nach einem weniger als zehn Jahre dauernden Unterbruch der Bewirtschaftung, das Aufpfropfen einer anderen Traubensorte oder das Nachsetzen einzelner Stöcke, wenn es dazu führt, dass die Einträge im Rebbaukataster nicht mehr zutreffen (Artikel 3 Weinverordnung).

Art. 22 schafft eine Ausnahmeregelung für die Reben von maximal 400 m2 Fläche:

Gemäss Bundesrecht unterliegt die Anpflanzung einer solchen Rebfläche keiner Bewilligung, sondern nur einer Meldepflicht (sofern die Produkte ausschliesslich für die privaten Bedürfnisse des Besitzers bestimmt sind und der Antragsteller sonst keine weiteren Reben besitzt oder bewirtschaftet). Zudem kann eine solche Anpflanzung auch ausserhalb der Rebbauzone toleriert werden.

Art. 23 gibt den  Inhalt des bundesrechtlichen "Rebbaukatasters" wieder. Dieser wird nach (Rebbau)-Gemeinde erstellt und umfasst einen Plan und ein Register.

Art. 24 beschreibt den Plan des Rebbaukatasters. Dieser unterscheidet die Parzellen, die zur Produktion von Qualitätswein geeignet sind von denjenigen, deren Reben zur Produktion von Tafeltrauben bestimmt sind, sowie die Parzellen, die sich gemäss Art. 27 auch ausserhalb der Rebbauzonen befinden, ungeachtet der Bestimmung der Weinernte.

Art. 25 beinhaltet das Rebbergregister. Dieses umfasst sämtliche Parzellen des Rebbaukataster, das heisst alle mit Reben bepflanzten Parzellen, egal wo sie sich befinden und unabhängig ihrer Bestimmung.

Art. 26 legt die Rolle der Gemeinde fest in Bezug auf den Rebbau. Diese ist begrenzt, jedoch unentbehrlich für das gute Funktionieren des Systems.

Art. 27 übernimmt eine bestehende Bestimmung der Weinverordnung, die vorsieht, dass die Bepflanzung von Reben, die für die Weinproduktion bestimmt ist, nur in der Rebbauzone erlaubt werden kann. 

Es handelt sich vor allem um eine Frage der Qualität. Zudem kann die Anpflanzung von Tafeltrauben nur ausserhalb der Rebbauzone erlaubt werden. Diese Bestimmung ist durch die Risiken von "Fassvermischungen" gerechtfertigt, die mit der Bewirtschaftung in derselben Zone von Weinlesen zusammenhängen, die für andere Ziele bestimmt sind: für die Weinherstellung einerseits, für die Tafeltraubenproduktion andererseits.

Es gibt also ein vorwiegendes öffentliches Interesse an einer klaren Trennung der Anbaugebiete.

Eine Ausnahme muss jedoch für den Gutedel/Chasselas vorgesehen werden, der sowohl eine Keltertraube als auch eine Tafeltraube sein kann.

Der Staatsrat wird mit deren Regelung beauftragt.

Art. 28 legt den Grundsatz einer Begrenzung der Rebsorten und der Unterhölzer fest, die zur Bepflanzung im Wallis erlaubt sind sowie die Begrenzung der für Tafeltrauben geeigneten Sorten.

Es gibt in der Tat ein vorwiegendes öffentliches Interesse an der Begrenzung der Rebsorten und der Unterlagenhölzer, die im Kanton angepflanzt werden können.

Mangels einer solchen Bestimmung müsste man von einer "Explosion" der Vielfalt und einem Gesamtverlust der Kontrolle über die gegenwärtigen Rebsorten rechnen. Folglich könnten Fassvermischungen oder das unkontrollierbare Aufkommen neuer Weine auftreten, deren Qualität nicht derjenigen von AOC-GUB Weinen entsprechen würde.
Alle Rebsorten und Unterlagenhölzer, die nicht in die kantonale Liste aufgenommen wurden, können aber auf Grund einer Vereinbarung zu Versuchszwecken erlaubt werden.

Die zu Versuchszwecken zugelassenen Rebsorten können zu Wein verarbeitet werden, aber nicht zu einem Wein der Kategorie I (AOC). Sie können auch nicht in der Zusammensetzung eines solchen Weins benutzt werden.

Der Kanton wird die Entwicklung dieser Rebsorten verfolgen. Jene, die als geeignet angesehen werden, können danach in die kantonale Liste aufgenommen werden. Die anderen werden davon ausgeschlossen.
Schliesslich hebt Art. 29 hervor, dass Anpflanzungsregeln aufgestellt werden können. Insbesondere können die Gemeinden Reihenausrichtungspläne in gerechtfertigten Fällen vorschreiben.
Kapitel 2: Rebbausektoren

Art. 30 übernimmt eine Bestimmung der Weinverordnung. Die betroffenen Gemeinden werden aufgefordert, für ihre Rebbauzone Rebbausektoren zu definieren, die 4 Kategorien unterscheiden: die gut geeigneten, die geeigneten, die ungeeigneten und die verbotenen Sorten.
Die derzeitigen Kenntnisse ebenso wie die laufenden Studien, insbesondere die Bodenstudie, die sich auf die Gesamtheit des kantonalen Gebietes beziehen, erlauben, spezifische Sektoren anhand der Rebsorte, der Sonnenbestrahlung, der Orientierung, der Bodenbeschaffenheit, der Hydrologie usw. rationell und wissenschaftlich zu definieren. Es handelt sich also darum, die Kenntnisse der Alten, die vollkommen erkannt haben, was man wo pflanzen musste, zu verfeinern, zu kartographisieren und zu verallgemeinern. Der Staatsrat regelt auf dem Verordnungsweg das Bewilligungsverfahren dieser Sektoren.

Art. 31 bestimmt die Tragweite dieser Sektoren. Diese hat vor allem hinweisenden Charakter. Es handelt sich um eine Hilfe für die Wahl einer Rebsorte. Die Anpflanzung verbotener  Rebsorten ist jedoch nicht gestattet.
Ausserdem liegt es in der Zuständigkeit des Staatsrates, den Gebrauch der Bezeichnung "GUB Wallis" für verbotene oder ungeeignete Rebsorten zu verbieten  mit dem Ziel, die Qualität und das Ansehen der Walliser Weine zu erhöhen.

Kapitel 3: Anforderungen an die Reben, die Weinernten und die Weine

Die Bundesgesetzgebung beauftragt die Kantone mit der Aufgabe, die Verwendung der Weinbaubezeichnungen zu regeln.

Dieses Kapitel definiert also die Entscheidungskompetenzen auf kantonaler Ebene hinsichtlich der Bezeichnungen, der Qualität und der Lenkung des Angebotes.
Art. 32 sieht vor, dass der Staatsrat die Anforderungen in Bezug auf die Qualität der Weinernte und der Weine festlegt, was bereits in der Weinverordnung der Fall ist.
Er kann insbesondere den natürlichen Mindestzuckergehalt und die mengenmässigen Ertragsgrenzen festlegen.
Diese Anforderungen können nach Regionen angepasst werden, was zurzeit der Fall ist.

Abs. 5 bietet die Rechtsgrundlage zur Kompetenzübertragung an die Branchenorganisation Wein und Reben, im Rahmen der definierten Grenzen Änderungen anzubringen. 

Diese Bestimmung folgt in vollem Umfang der neuen eidgenössischen Agrarpolitik. Diese wünscht, dass die Produktionsmengenregulierung gemäss den Absatzmöglichkeiten des Marktes den Berufsverbänden übertragen wird.

Art. 33 gibt dem Staatsrat die Zuständigkeit, eine Liste der traditionellen Walliser Bezeichnungen zu erstellen  und deren Anwendungsregeln festzulegen.
Man denkt dabei ganz besonders an Johannisberg, Dôle blanche, Malvoisie, Ermitage, Heida, Dôle, Cornalin aus dem Wallis oder Goron. Abs. 3 erteilt dieselbe Zuständigkeit in Bezug auf die spezifischen Bezeichnungen, wie "Gletscherwein".
Art. 34 regelt die Herkunftsregeln. Momentan schreibt die Weinverordnung die Walliser Herkunft und die Weinbereitung im Wallis an die Weine mit einer Walliser Bezeichnung.
Der Gesetzesentwurf erteilt ebenfalls dem Staatsrat die Kompetenz, die Grundsätze in Bezug auf die Abfüllung im Anbaugebiet zu definieren, dies insbesondere mit dem Ziel, die Walliser AOC-GUB glaubhaft zu machen, die qualitative Anforderungen derjenigen Weine zu verbessern, die die Walliser Bezeichnung tragen und deren Wertschöpfung zu erhöhen, dies in Übereinstimmung mit den allgemeinen politischen Zielen des Gesetzes.

Das für die Landwirtschaft zuständige Departement ist sich der Auswirkungen bewusst, die sich aus einer allgemeinen Verpflichtung ergeben würden und dies ohne Abweichung vom Grundsatz der Flaschenabfüllung im Wallis.
Deshalb sieht der Gesetzesentwurf nicht die Verpflichtung der Abfüllung im Wallis vor, sondern erlaubt einfach dem Staatsrat, zu gegebener Zeit die Praxis zu regeln, indem er  Ausnahmen festlegt.
Dieses Vorgehen erscheint im Rahmen einer langfristigen Vorstellung einschlägig, die gewollte Flexibilität des Gesetzesentwurfs zu erreichen, lange Zeit in Kraft zu bleiben.

In allen Fällen muss sich eine eventuelle Regelung der Abfüllung aus einer grundlegenden Überlegung mit den betroffenen Beteiligten ergeben, ausreichende vorübergehende Fristen vorsehen und ihre Ausnahmen an die strategischen Einsätze des Bereichs anpassen.

Eine klare Gesetzesgrundlage ist jedoch notwendig, um diese Möglichkeit in Zukunft offen zu halten.

Art. 35 behandelt unterschiedliche Regeln, welche der Staatsrat aufstellen kann. 
Es handelt sich um technische, önologische oder Vermarktungsbestimmungen, die nicht Gegenstand einer Regelung in einem Gesetz im formellen Sinn sein können.

Ein gewisser Handlungsspielraum muss der Exekutive gelassen werden, um Regeln festzulegen, die den Zielsetzungen der Walliser Weinbaupolitik angepasst sind.

Kapitel 4 : Kontrollen

Art. 36 verankert die verschiedenen, nachfolgenden Kontrollen im Gesetz, die mehrheitlich auf Bundesebene geregelt sind und durch die Weinverordnung bestimmt werden. 

a) 
die Kontrolle des Reifeprozesses der Traube und die Einschätzung der potenziellen Ernte. Diese Kontrolle zielt darauf ab, Anweisungen in Bezug auf die Eröffnung der Weinernte und in Bezug auf das Abbeeren zu erteilen, welches für die qualitative und quantitative Kontrolle der Weinernte und der Walliser Weine notwendig ist. 

b) 
die Rebbergkontrolle, die auf die qualitative Anwendung der festgelegten qualitativen Anforderungen abzielt (Gesundheitszustand der Weinernte, Ablauf, mögliche Überlieferungen usw.).

c) 
die qualitative und quantitative Kontrolle der Weinernte. Es handelt sich hier um die Kontrolle, die bei der Lieferung der Weinernte durchgeführt wird, und die ebenfalls darauf abzielt, die Einhaltung und die Anwendung der festgelegten Anforderungen zu garantieren.

d) 
die Kellerkontrolle und die organoleptische Kontrolle. Es handelt sich darum, die Qualität der Weinbereitung und der Weine zu untersuchen.

e) 
die Vermarktungskontrolle, die dem Kantonschemiker obliegt und darauf abzielt, den guten Marktverlauf zu überwachen.
Die Gesamtheit dieser Kontrollen wird in den Artikeln 37 bis 39 geregelt und insbesondere in der Weinverordnung sowie in Ausführungsreglementen.

Art. 40 regelt den Grundsatz der Kompetenzübertragung an eine repräsentative Organisation des Bereiches mit dem Ziel, soweit wie möglich bestimmte Kompetenzen an Fachleuten zu übertragen, damit diese sich der Einhaltung der Qualitätsanforderungen annehmen, die gemeinsam mit dem Staatsrat festgelegt wurden.

Kapitel 5 : Grand Cru

Hier werden die Grundprinzipien der Weinverordnung nochmals im Gesetz verankert.

Art. 41 legt die Definition des Grand Cru fest. In erster Linie handelt es sich beim Grand Cru um einen Wein höherer Qualität.
In diesem Sinne, muss er nicht nur alle AOC-GUB Anforderungen, sondern auch noch zusätzliche erfüllen. Folglich muss er die Besonderheiten des Gebietes hervorheben. Dabei muss es sich um eine für dieses Gebiet besonders geeignete Rebsorte handeln. Im Übrigen muss er auf die Besonderheiten der einheimischen Sorten hinweisen.
Art. 42 ordnet an, dass die Anforderungen an den Grand Cru in einem Gemeindereglement geregelt werden müssen. Folglich gibt es keinen kantonalen Grand Cru. Man könnte sich höchstens einen regionalen Grand Cru vorstellen.

Art. 43 regelt die Rebbauzonen und besagt, dass die berücksichtigten kommunalen oder regionalen Pläne sich in einem Sektor befinden müssen, der sich als „äusserst gut geeignet“ erweist. Da diese Sektoren nicht von den Sektoren im Sinne von Art 30 erfasst werden, ist deren Bestimmung somit Aufgabe der Gemeinde, die einen Grand Cru möchte.
Art. 44 erteilt dem Staatsrat die Kompetenz die einheimischen und traditionellen Sorten festzulegen, die einen Anspruch auf die Bezeichnung Grand Cru haben könnten. Abs. 2 regelt den Grundsatz, nach welchem maximal 4 Rebsorten möglich sind. Eine derartige Definition steht in Zusammenhang mit dem Grand Cru. Abs. 3 erteilt dem Staatsrat die Kompetenz, noch spezifischere Regeln als für die AOC-GUB Bezeichnung zu bestimmen. Schliesslich erinnert Abs. 4 daran, dass die Bezeichnung Grand Cru im Wallis geschützt und deren Verwendung beschränkt sind.

Titel 4 : Aufsicht und Pflege der Kulturen
Gemäss Art. 45 ist der Staatsrat zuständig, obligatorische Schädlingsbekämpfungen zu erweitern, um sich an die örtlichen Bedingungen anzupassen, auch wenn diese nicht auf der eidgenössischen Liste aufgeführt sind.

Art. 46 legt die minimalen Vorschriften für die Bewirtschafter fest, um die Krankheitsentstehung und deren Verbreitung zu vermeiden.
Abs. 2 sieht die Möglichkeit für eine Gemeinde vor, eine bestimmte, im öffentlichen Interesse liegende Bekämpfungsmethode vorzuschreiben.
Man denkt besonders an die Verwirrungsmethode für den Traubenwickler. Diese Methode hat sich in technischer Hinsicht bewährt. Sie führt jedoch zu Schwierigkeiten in Bezug auf das Eintreiben der Kostenbeteiligungen derjenigen, die davon profitieren. Um « Trittbrettfahrer » zu vermeiden, könnte nötigenfalls die Gemeinde diese Methode verlangen, indem sie ein Gemeindereglement erstellt (es handelt sich hierbei meistens nur um einige Franken Beteiligung!). Das Prinzip der Finanzierung wird in Abs. 3 geregelt, welches eine kommunale Beteiligung vorsieht.
Art. 47 stellt eine lebensnotwendige Regel im Bereich der Rückverfolgbarkeit von eingeführtem Pflanzenmaterial auf. Taucht eine Krankheit auf, ist es in der Tat wichtig, nicht nur den Krankheitsgrund sondern auch den Ursprung herauszufinden, um gegebenenfalls die Verbreitung auf Pflanzen gleichen Ursprungs zu verhindern.
Art. 48 wendet den Art. 71 LwG in Bezug auf die Bewirtschaftung von Brachland an und stellt ein sehr einfaches Verfahren auf: Wer ein solches Gebiet bewirtschaften möchte, kann diesbezüglich beim Departement einen Antrag stellen. Wird dieser Antrag genehmigt, kann er diesen Boden kostenlos während drei Jahren bewirtschaften.

Art. 49 erteilt dem Staatsrat die Kompetenz für den Erlass von besonderen Schutzzonen. Hierbei denkt man ganz besonders an die Schutzzonen für die Befruchtung durch Bienen oder an Zonen, welche sehr empfindlich in Bezug auf die Natur oder Landschaft sind.

Schliesslich gibt Art. 50 den Gemeinden die Möglichkeit fest, einen Bann zu verfügen, um die Obst- und Weinernten, vor allem die Spätlesen, zu schützen. Bis anhin haben die Gemeinden von der Möglichkeit, ein Gebiet unter Bann zu stellen, ohne  besondere gesetzliche Grundlage Gebrauch gemacht.

Titel 5 : Strukturverbesserungen

Kapitel 1: Allgemeine Bestimmungen

Art. 51 stellt eine Definition des Begriffs "Strukturverbesserungen" auf, welcher die Bodenverbesserungen (ländlicher Tiefbau), die landwirtschaftlichen Bauten (Gebäude), die periodischen Instandsetzungen und die regionalen Entwicklungsprojekte umfasst. 
Art. 52 Abs. 1legt fest, dass Bodenverbesserungsgenossenschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechts (Munizipalgemeinden oder Burgergemeinden) oder Private, worunter man sowohl natürliche als auch juristische Personen des Privatrechts verstehen muss (insbesondere Alpgenossenschaften) Strukturverbesserungen unternehmen können. Abs. 2 sieht vor, dass das Departement Verfahren leiten kann, die mit Grossprojekten im ländlichen Raum verbunden sind, auch wenn diese nicht spezifisch auf die Landwirtschaft ausgerichtet sind.

Art. 53 sieht den Grundsatz der öffentlichen Auflage jeder wichtigen Projektphase vor. Der Staatsrat kann festlegen was Gegenstand der öffentlichen Auflage sein muss. Für die Unterhaltsarbeiten von bereits früher genehmigt Werken und für diejenigen Notfälle, in welchen die öffentliche Auflage, ab Beseitigung der Gefahr, entfällt oder wiederholt werden kann, bleibt Abs. 2 vorbehalten.

Art. 54 legt die Kompetenzregeln fest. Gemäss Abs. 1 kann die für die Gewährung von Investitionskrediten zuständige Behörde ebenfalls die erforderlichen Genehmigungen erteilen, welche zur Ausführung des Werkes notwendig sind. Folglich ist die für die Gewährung eines Beitrages und eines Investitionskredit zuständige Behörde z. B. im Rahmen einer landwirtschaftlichen Baute auch zuständig für die Erteilung der Baubewilligung (was bereits jetzt schon der Fall in der aktuellen Gesetzgebung ist). Abs. 2 sieht vor, dass die Spezialbewilligungen so wie bis anhin in den Gesamtentscheid einbezogen werden. Wenn das Stallbauprojekt einer Rodungsbewilligung unterliegt, wird die entsprechende Entscheidung der Dienststelle für Wald und Landschaft in den Gesamtgenehmigungsentscheid integriert. Abs. 3 hebt einfach hervor, dass die zuständige Behörde die anderen Gesetzgebungen sinngemäss anwenden muss (insbesondere die Baugesetzgebung). Sie wird selbstverständlich in ihrer Aufgabe durch die zuständigen Stellen unterstützt, die insbesondere Stellungnahmen abgibt. Schliesslich wird nach Abs. 4 die ordentliche Behörde bei Bereitstellung nur eines Investitionskredites zuständig bleiben. Wenn also ein Hochbauprojekt nicht Gegenstand eines Beitrags ist, sondern nur eines Landwirtschaftskredits, ist ausserhalb der Bauzone die kantonale Baukommission die zuständige Genehmigungsbehörde. 
Art. 55 sieht eine Gebührenbefreiung bei unterstützten Strukturverbesserungswerken vor, Man denkt ganz besonders an die Gebühren für Handänderungen des Grundbuch- oder Registeramtes.

Art. 56 regelt die Rolle des Departements in den Verfahren. Die Oberaufsicht wurde bereits oben geregelt. Es handelt sich insbesondere nicht um eine präzise Ausführungskontrolle, die irgendeine Verantwortung des Staates nach sich zieht, sondern um eine allgemeine Pflicht zur Überwachung. 
Art. 57 sieht die zwingende Anmerkungspflicht für die mit Beiträgen unterstützten Werke vor. Es handelt sich um die « Anmerkung BV ». Sie gründet auf der Bundesgesetzgebung und ihre Verankerung in der kantonalen Gesetzgebung rechtfertigt sich durch die Tatsache, dass, wenn ein Projekt nur Gegenstand eines kantonalen Beitrages ist, das Bundesrecht nicht angewendet wird. Gleiches gilt für Art. 58.

Art. 59 verankert die Entwicklungspläne des ländlichen Raumes und die Alpbewirtschaftungspläne, deren Inhalt vom Staatsrat definiert werden muss. Insbesondere sieht er vor, wenn sie erforderlich sind und wenn die Gewährung von kantonalen Beiträgen von der Erstellung eines solchen Planes abhängig gemacht werden.

Kapitel 2: Bodenverbesserungen

Das Kapitel legt die notwendigen Regeln in Bezug auf die Bodenverbesserungen fest : Initiative und Vorstudien, Beizugsgebiet, Genehmigung des Beizugsgebietes, obligatorische Verbesserungen, Landumlegungen, freiwillige Landumlegungen, Eigentumsbeschränkungen, Rechte und Pflichten der Nachbarn, Enteignungen, Veränderungen, Ausführungskommission und neuer Zustand. Die Situation ist in Bezug auf das aktuelle Recht nicht verändert worden. 

Kapitel 3: Bodenverbesserungsgenossenschaften

Art. 72 gibt eine neue Definition der Bodenverbesserungsgenossenschaft, welche einen Mangel in der aktuellen Gesetzgebung darstellte, sich jedoch als notwendig erweist, da die Definition gemäss Art. 703 Abs. 1 ZGB nicht immer ausreicht. Es handelt sich tatsächlich um eine Eigentümergemeinschaft. Der Beitritt zur Körperschaft kann erzwungen werden. Diese Verpflichtung, welche einen Ausnahmefall der negativen Assoziationsfreiheit darstellt, gibt der Körperschaft einen öffentlichen-rechtlichen  Rechtscharakter.
Ausserdem sind alle Mitglieder gezwungen, Beeinträchtigungen und andere Rechtseingriffe zu dulden, welche das Verbesserungswerk umfassen. Gleiches gilt für die Kostentragung. Die Genossenschaft hat mit der Gründung den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, die von ihrer Mitgliedern zur Verwirklichung des geplanten Verbesserungswerkes beschlossen wird. Abs. 2 ist eine Neuheit im Wallis: Art. 703 Abs. 3 erlaubt den Kantonen, die Bedingungen zu erleichtern, an die das ZGB die Ausführung der Arbeiten knüpft, und schlägt nun vor, für die Gründung der Genossenschaft nicht mehr das doppelte Mehr der Eigentümer und der Flächen zu fordern, sondern nur die Mehrheit der Flächen. Es geht darum, der Parzellenzerstückelung entgegenzuwirken, indem man einerseits die gegebene Bedeutung der Anzahl der Eigentümer relativiert und andererseits der betreffenden Fläche mehr Bedeutung beimisst. Dies erfolgt im Interesse der Landwirtschaft und einer vernünftigen Bewirtschaftung des ländlichen Raumes. 
Art. 73 bis 76 definieren den Inhalt der Statuten und deren Genehmigung, die Organe der Genossenschaft und deren Haftung. 
Art. 77 gibt an, dass die Genossenschaft als Körperschaft des öffentlichen Rechts für ihre Mitglieder Entscheide treffen, welche Rechtsöffnungstiteln im Sinne von Art. 80 Abs. 2 SchKG entsprechen. 
Art. 78 regelt die Übernahme der Anlagen. Grundsätzlich werden Strassen und Wege ohne Entschädigung und von Amtes wegen von den Gemeinden übergenommen und in das öffentliche Eigentum übergeführt. Die anderen Bauten (Leitungen, Wege, Bewässerungsanlagen…) können von den Gemeinden übergenommen werden, aber auch grundsätzlich entschädigungslos. 
In den anderen Fällen werden sie von den Eigentümern selbst in Form von privaten Genossenschaften oder von einer Unterhalts- und Bewirtschaftungsgenossenschaft verwaltet. Die Übernahmeregelungen sind je nach Gemeinde verschieden, deshalb wird auf eine einheitliche zwingende Regelung verzichtet. 
Art. 79 regelt die Auflösung der Genossenschaft.

Art. 80 fügt eine Neuheit ins Walliser Recht ein, welche aber in anderen Kantonen bereits bekannt ist. Es wurde oft festgestellt, dass der Unterhalt und die Bewirtschaftung der ausgeführten Werke zu Problemen führte. Nach Ausführung des Werkes wird der Unterhalt oft eine Genossenschaft des privaten Rechts übertragen. Solche mühen sich oft mit der Gewährleistung des Unterhalts des Werkes ab. Einerseits kann es passieren, dass die Organe die Verwaltung und den Unterhalt vernachlässigen, was oft den Bedingungen zur Subventionierung widerspricht. Andererseits haben viele Genossenschaften (insbesondere die Wässerwassergeteilschaften) Schwierigkeiten mit dem Eintreiben der geschuldeten Beträge der Eigentümer an die Restkosten oder den notwendigen Unterhalt des Werkes sowie für das Einkassieren der Beträge, die für die Rückzahlung der erhaltenen Investitionskredite notwendig sind.  Vermehrt treten wieder «Trittbrettfahrer» auf, die vom Werk profitieren aber die sich gegen die Bezahlung der Kosten sträuben oder diese gar verweigern. In diesen Fällen sieht Abs. 1 vor, dass im Einvernehmen mit den Mitgliedern (gemäss der gleichen Mehrheitsregelung wie bei der Gründung) die Genossenschaft, welche das Werk ausgeführt hat, weiter unter der Form einer Unterhalts- oder Bewirtschaftungsgenossenschaft bestehen kann. Abs. 2 sieht vor, dass das Departement das Weiterbestehen einer Genossenschaft fordern kann mit dem Ziel, den Unterhalt eines Werkes zu gewährleisten, Schlussendlich sieht Abs. 3 sogar die Möglichkeit vor, eine Genossenschaft zu gründen mit dem einzigen Ziel, ein bestehendes Werk zu unterhalten oder zu betreiben. Gemäss diesem Absatz werden die gleichen Gründungsregeln wie für die gewöhnliche Genossenschaft angewendet. Abs. 4 sieht vor, dass eine solche Genossenschaft nach denselben Bestimmungen wie die der Genossenschaft  geregelt wird und dieselben Vorrechte geniesst. 

Kapitel 4: Finanzierung

Art. 82  Abs. 1 regelt das Grundprinzip, nach welchem Strukturverbesserungen nur dann einzeln unterstützt werden, wenn sie nicht gemeinschaftlich durchgeführt werden können. Dieses Prinzip wird natürlich auf Bodenverbesserungen angewendet, könnte aber durchaus auch für land- und alpwirtschaftliche Gebäude von Nutzen sein. Auf diese Weise könnten zwei Alpen, die jede ihre eigene Käserei bauen oder erneuern würde, im Rahmen des Möglichen aufgefordert werden, eine Zusammenarbeit in Betracht zu ziehen, was zum Bau nur einer Käserei führen würde.
Es handelt sich um eine gute Verwendung der öffentlichen Gelder und liegt auch im eigenen Interesse der Landwirtschaft aus.
Abs. 2 sieht vor, dass mangels gegenteiliger Bestimmung im kantonalen Recht die Regeln anwendbar sind, die in der Bundesgesetzgebung vorgesehen sind.
Es handelt sich hier sowohl um die Bundesgesetze als auch um die Verordnungen, Richtlinien, Grundsätze und alle anderen Elemente, die der Anwendung des kantonalen Rechts dienen könnten. Dieser Verweis scheint durch die Tatsache gerechtfertigt, dass bei Lücken des kantonalen Rechts die Grundsätze des Bundesrechts analog Anwendung finden müssen
Art. 83 regelt die finanzielle Beteiligung der Kantone an Projekten. Der Grundsatz des Massstabes der Aufteilung nach derzeitigem Recht, das die Finanzkraft der Gemeinden berücksichtigt, macht einem Einheitssystem Platz.
Das scheint gerechtfertigt, wenn das neue System des kantonalen Finanzausgleiches erlaubt, die Unterschiede auszugleichen, die bei der Finanzkraft der Gemeinden bestehen.

.

Das derzeitige System ist im Übrigen für eine weitere Anwendung zu kompliziert. Die kommunale Beteiligung wird soll neu also 20% des kantonalen Gesamtbeitrags betragen.
Wenn der auf kantonaler Ebene gewährte Betrag 100% ist, wird der Gemeindeanteil 20% und jener des Kantons 80% betragen.

Ausserdem wird betont, dass der Anteil von 20% minimal ist. Das bedeutet, dass die Gemeinde sich sehr wohl mit einem höheren Betrag beteiligen kann.
Abs. 2 sieht eine interkommunale Verteilung vor, falls das Werk, insbesondere Strassen und Wege, mehrere von ihnen betrifft. 
Artikel 84 und 85 nehmen die derzeitigen Bestimmungen über die Verteilung der Kosten wieder auf und der Art. 86 legt die Regeln bei Eigentümerwechsel fest.

Kapitel 5: Sicherung der Srutrukturverbesserung

Die Artikel 87 bis 91 übernehmen die Bundesgesetzgebung. Diese Übernahme rechtfertigt sich durch die Tatsache, dass es Fälle gibt, in denen allein eine kantonale Hilfe gewährt wird. Auf solche Fälle ist  das Bundesrecht selbstverständlich nicht anwendbar.
Es handelt sich hier um das Verbot der Zerstückelung und der Zweckentfremdung, um die Unterhalts- und Bewirtschaftungspflicht, den Versicherungsschutz und der Rückerstattung der Beiträge im Falle einer gewinnbringenden Veräusserung.
Art. 90 schliesst eine Lücke des derzeitigen Rechts, indem er vorsieht, dass es Aufgabe der Gemeinde ist, die Rückzahlung der Beiträge zu verlangen, die sie geleistet hat. Sie wird durch das Departement über diejenigen Fälle informiert, die die Rückzahlung erfordern. Nehmen wir schliesslich zur Kenntnis, dass die Landwirtschaftskredite vollständig durch das Bundesrecht geregelt werden. Da der Kanton keinen Kredit gewährt, sind spezifische kantonale Bestimmungen nicht notwendig.

Art. 92 regelt das gesetzliche Pfandrecht. Die mit Beiträgen unterstützten Liegenschaften sind ohne Eintragung im Grundbuch belastet. Es handelt sich hierbei um ein direktes gesetzliches Pfandrecht, das beginnt, sobald die Bedingungen erfüllt sind, die durch das Gesetz für ihre Begründung gefordert wurden. Ein Grundbucheintrag ist nicht notwendig. 
Abs. 1 legt die Tragweite des gesetzlichen Pfandrechts fest. Einerseits zielt dieses darauf ab, die Rückzahlung der Beiträge zu garantieren. Zum Beispiel, wenn ein Gebäude während der Frist von 20 Jahren nach der Zahlung der Beiträge nicht mehr benutzt wird, fasst der Kanton einen Rückzahlungsentscheid, der durch das Pfandrecht garantiert wird.
Andererseits garantiert das Pfandrecht die Zahlung der Kosten, die mit der Ausführung, dem Unterhalt und der Bewirtschaftung eines bodenverbesserten Werkes (jährlich zu zahlende Beiträge von den Anspruchsberechtigten) verbunden sind. Diese Garantie ist gegeben, sei der Bauherr eine Genossenschaft, eine Körperschaft des öffentlichen oder privaten Rechts oder eine natürliche Person ist.

Abs. 2 sieht vor, dass mit Ausnahme der gesetzlichen Pfandrechte der kantonalen Steuergesetzgebung dieses Pfandrecht allen bereits auf dem Grundstück lastenden Pfandrechten vorgeht. Diese sind in Art. 174 des Steuergesetzes vom 10 März 1976 geregelt. Es handelt sich darum, Ordnung in Bezug auf die gesetzlichen Pfandrechte des kantonalen Rechts zu schaffen. 
Abs. 3 legt fest, dass die kantonalen und kommunalen Beiträge ranggleich sind. Das ist selbst der Fall, wenn die Eintragung ein anderes Datum trägt.
Schlussendlich sagt Abs. 4 aus, dass die Erhaltung des Pfandrechts von einer deklarativen Eintragung abhängt, dies aus Gründen der Rechtssicherheit. Der durch die BV-Anmerkung, die auf die Existenz eines möglichen gesetzlichen Pfandrechts aufmerksam machen muss, schon geheimnisvolle Charakter des gesetzlichen Pfandrechts wird so vermindert.
Kapitel 6: Investitionskredite

Die Landwirtschaftlichkredite werden nur vom Bund finanziert und werden zur Zufriedenheit durch die Bundesgesetzgebung geregelt.
Es handelt sich hier nur darum, einige spezifische Regeln vorzusehen, indem man dem Departement die Zuständigkeit gibt, die notwendigen Ausführungsbestimmungen zu verordnen (Art. 92 Abs. 2)

Art. 94 basiert auf den Artikeln 79 Abs. 3 und 105 Abs. 4 LwG. Gemäss diesen muss die Beurkundung des Pfandvertrages durch einen Verwaltungsentscheid derjenigen Behörde ersetzt werden, die das Darlehen gewährt, wenn das Darlehen durch ein Pfand sichergestellt ist.
Praktisch werden die Hypotheken momentan auf Grund eines Verwaltungsentscheides eingetragen, was für die Verwaltung sehr aufwändig ist. Es handelt sich darum, dem Grundsatz der Gebührenerhebung eine klare Gesetzesgrundlage zu geben.
Titel 6: Ausbildung, Berufsbildung, Forschung und Entwicklung

Art. 95 erteilt dem für die Landwirtschaft zuständigen Departement die Kompetenz, die landwirtschaftliche Grundausbildung, Weiterbildung und Berufsbildung zu leiten
Art. 96 sieht die Ernennung einer kantonalen Kommission für die landwirtschaftliche Berufsausbildung vor, welche bereits besteht und deren Zusammensetzung und Organisation vom Staatsrat auf dem Verordnungsweg geregelt wird. Schliesslich stellt Art. 97 den Grundsatz der kantonalen Unterstützung im Bereich Forschung und Entwicklung auf, welcher bis anhin schon unterstützt wurde.

Titel 7: Verschiedene Bestimmungen

Art. 98 macht Gebrauch von den kantonalen Möglichkeiten welche das bäuerliche Bodenrecht bietet, indem ein Vorpachtrecht für landwirtschaftliche Gewerbe und Sömmerungsweiden errichtet wird. 
Art. 99 gibt dem Kanton die gesetzliche Grundlage zur spezifischen Unterstützung von einheimischen und traditionellen Rassen, Rebsorten und Varietäten. Ohne eine starke kantonale Unterstützung riskieren diese kantonalen Besonderheiten ein mittelfristiges Verschwinden. Es ist Grund genug, um energisch und gezielt zu intervenieren.
Insbesondere geht hierbei um die Erhaltung der Eringerrasse,  der Schwarznasenschafe,  der Schwarzhalsziegen, der einheimischen Rebsorten unseres Kantons, welche in der Weinverordnung geregelt sind( Amigne, Petite Arvine, Humagne Blanc, Rèze und Cornalin des Wallis) sowie um verschiedene traditionelle Obstsorten. 
Art. 100 erteilt dem Staatsrat die Kompetenz zur Regelung der Verwendung der geographischen und traditionellen Bezeichnungen des Wallis. Insbesondere sind hiermit die Bezeichnungen gemeint, die bereits als AOC-GUB eingetragen sind oder beantragt werden (Abricotine, Walliser Roggenbrot oder Raclette).  Selbstverständlich geht es nicht darum, in Konflikt mit der in diesem Bereich oft erschöpfenden Bundesgesetzgebung zu geraten, sondern vielmehr darum, zusätzliche Regeln vorzusehen, die sich als nützlich 
Erweisen könnten. Die Frage des Schutzes der Weine ist bereits im spezifischen Teil zur abgehandelt worden. 
Art. 101 gibt dem Staatsrat die Kompetenz zur Regelung der Ringkuhkämpfe, was bereits bis anhin der Fall ist. Eine ausführlichere Prüfung der Bedürfnisse muss in dieser Hinsicht in Zusammenarbeit mit dem Zuchtverband der Eringerrasse durchgeführt werden.

Art. 102 regelt die Handhabung von landwirtschaftlichen Daten. Das Departement wird damit beauftragt. Aber die Gemeinden werden verpflichtet, diese zu liefern sowie deren Wahrheitsgehalt zu prüfen und zu bestätigen.
Es geht hier ganz besonders um die Daten bezüglich der Direktzahlungen und namentlich um die Flächenangaben, da die Gemeinden besser in der Lage sind, diese Angelegenheit zu verwalten, was sie bereits jetzt tun. Schliesslich gibt Abs. 3 dem Staatsrat die Kompetenz zur Ernennung von regionalen Angestellten um die mit dem Vollzug des Gesetzes verbundenen spezifischen Aufgaben auszuführen. 

Titel 8: Rechtsschutz, Verwaltungsmassnahmen und Strafbestimmungen

Kapitel 1: Rechtsschutz
Art. 103 stellt den Grundsatz auf, dass ohne gegenteilige Bestimmung gegen jeden Entscheid, der auf Grund dieser Gesetzgebung erlassen wurde (Gesetz, Verordnung, Richtlinien usw.), die Beschwerde im Sinne des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege zulässig ist. 
Art. 104 regelt die Rechtsmittel. Gemäss Abs. 1 ist gegen jeden Einspracheentscheid, ausser im ausdrücklich vorgesehenen Fall, der Rekurs an die kantonale Rekurskommission für den Bereich Landwirtschaft zulässig. Diese entscheidet als letzte kantonale Instanz. Gegen die Entscheide in Bezug auf den Vollzug der Bundesgesetzgebung ist der Rekurs an die Eidgenössische Rekurskommission EVD gemäss Art. 166 Abs. 2 LwG zulässig. 
Es geht dabei besonders um die Entscheide im Bereich der Direktzahlungen. Die Entscheide, die auf dem kantonalen Recht basieren, können nur Gegenstand einer öffentlich-rechtlichen Beschwerde beim Bundesgericht sein.

Gemäss Abs. 2 können die Entscheide in Bezug auf die Genehmigung von Strukturverbesserungsprojekten nur Gegenstand einer öffentlich-rechtlichen Beschwerde an das Kantonsgericht sein. Diese Abweichung vom Grundsatz der allgemeinen Zuständigkeit des Rekurskommission wird durch die Natur des Rechts, welches in diesen Entscheiden angewendet wird und auf Grund ihres spezifischen Charakters notwendig.

Es handelt sich in der Tat hauptsächlich um die Baugesetzgebung und um die Gesetzgebung im Bereich Umweltschutz, welche manchmal sehr technischer Natur sind und daher die Rekurskommission nicht kompetent genug wäre, um zufrieden stellende Lösungen zu finden.

Somit wird das kantonale, gemäss dem ausschlaggebenden Wert zuständige Organ einen Entscheid erlassen, dann einen Beschwerdeentscheid. Dieser wird direkt Gegenstand eines öffentlich-rechtlichen Rekurses an das Kantonsgericht sein.

Abs. 3 legt den Grundsatz fest, wonach gegen die auf Grund einer Kompetenzübertragung erlassenen Entscheide keine Beschwerde an die Kompetenz übertragende Behörde zulässig ist. Eine solche Beschwerde würde einerseits gegen die Grundsätze der neuen öffentlichen Verwaltungsführung verstossen, welche die Verfahrenserleichterung anstrebt. Andererseits würde sie im Widerspruch zum Interesse der Verwaltung stehen, die die Rechtsmittel unnötig zunehmen sehen würde, was zudem die Kosten steigern und die Verfahren verlangsamen würde.
Art. 105 führt den allgemein den Grundsatz der aufschiebenden Wirkung der Beschwerden ein, welche von der Behörde in berechtigten Fällen entzogen werden kann.
Art. 106 sieht vor, dass in Fällen von Kompetenzübertragung die Rechtsmittel eingehalten werden müssen, jedoch  weitere Rechtsmittelwege vorgesehen werden können.  
Art. 107 verweist im Übrigen auf das kantonale Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege 
Kapitel 2: Verwaltungsmassnahmen und Strafbestimmungen

Das Kapitel führt auf kantonaler Ebene eine Auflistung von Verwaltungs- und Strafmassnahmen ein. Beim Vollzug der Bundesgesetzgebung wird selbstverständlich Bundesrecht angewendet, im Besonderen die Artikel 169 ff. LwG. 
Art. 111 besagt, dass das Departement gemäss dem anzuwendenden Verfahren über verwaltungstrafrechtliche Angelegenheiten entscheidet und dass der Staatsrat und die Gemeinden im Rahmen eines Strafverfahrens ihre Parteistellung wahrnehmen können.

Titel 9: Schlussbestimmungen

Kapitel 1: Vollstreckung

Art. 112 erteilt dem Staatsrat die Kompetenz, auf dem Verordnungsweg die notwendigen Bestimmungen in Bezug auf den Vollzug des Gesetzes zu erteilen. Es handelt sich hierbei um die allgemeine gesetzliche Grundlage der Verordnung über die Landwirtschaft sowie der Weinverordnung, welche ebenfalls Gegenstand von wichtigen Änderungsvorschlägen bildet. Weitere Verordnungen könnten je nach Bedarf in Zukunft erlassen werden. Die anderen Bestimmungen bedürfen keines besonderen Kommentars.

Kapitel 2: Uebergangs- und Aufhebungsbestimmungen
Art. 117 Abs. 1 schreibt die Revision bis 31. Dezember 2007 für die vorhandenen Grand Cru Reglemente vor. Angesichts der wichtigen Änderungen, die auf diesem Gebiet im Laufe der letzten Jahre vorgenommen wurden, scheint es in der Tat wünschenswert, eine Revision der bestehenden Dokumente durchzuführen.
Das gleiche gilt für die Rebbausektoren, was Abs. 2 vorsieht mit einer fälligen Frist bis zum 31. Dezember 2009.

Gemäss Art. 118 wird das Gesetz  über die Landwirtschaft vom 28. September 1993 ab Inkrafttreten des neuen Gesetzes aufgehoben.

Kapitel 3: Änderungen des bisherigen Rechts

Das Gesetz über die Landumlegung und Grenzregulierung erfährt einige kleinere Änderungen. Die einzig nennenswerte Änderung ist jene des Art. 50. Dieser sieht vor, dass die Rekursbehörde neuerdings die kantonale Rekurskommission für den Bereich Landwirtschaft sein wird.
Wenn man sieht, wie ähnlich die Probleme im Bereich Güterzusammenlegung und Baulandumlegungen sind, ist es nahe liegend, diesen Kompetenzbereich einer einzigen Rekurskommission anzuvertrauen. Diese ersetzt folglich nicht nur die Rekurskommission im Bereich der landwirtschaftlichen Beiträge und im Bereich der Bodenverbesserungen, sondern auch die Rekurskommission im Bereich Landumlegungen und Grenzregulierung. Es zielt auf eine gewisse Kompetenzkonzentration und eine bessere Ausschöpfung der Möglichkeiten ab.
7. Kommentar über die Verordnungen

7.1 Landwirtschaftsverordnung (LwVo)
Diese Verordnung legt die Ausführungsbestimmungen des kantonalen Gesetzes über die Landwirtschaft und die Entwicklung des ländlichen Raumes im Bereich der Landwirtschaft fest, mit Ausnahme der Weinwirtschaft, welche bereits Gegenstand einer eigener Verordnung bildet (Weinverordnung). 

Titel 1: Kantonale Kommissionen
Dieser Titel regelt die Zuständigkeiten, die Zusammensetzung und die Organisation der kantonalen Rekurskommission für den Bereich Landwirtschaft (kRkL) und der Kommission der landwirtschaftlichen Berufsausbildung.

Titel 2: Information, Absatzförderung und in Wertsetzung
Dieser Titel übernimmt die bereits vorhandenen Artikel 39 ff. der Verordnung über die landwirtschaftliche Produktion vom 2. Oktober 1996.

Titel 3: Strukturverbesserungen

Zahlreiche Artikel und Grundsätze werden von der Verordnung vom 2. Oktober 1996 über die landwirtschaftlichen Strukturen übernommen.

Art. 15 führt neue Bestimmungen in Bezug auf die aufgetretenen Probleme im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens ein. Art. 16 sieht Regeln zur Koordination der Projektgenehmigungsverfahren und Art. 17 für die Kompetenzen vor. 
Die Art. 19 ff halten die Regeln im Bereich Einsprachen und Genehmigungen fest und führen die Möglichkeit einer Versöhnungssitzung im Sinne der kantonalen Baugesetzgebung ein. 
Art. 22 führt Regeln im Bereich der Finanzierung ein und verweist diesbezüglich auf die eidgenössischen Bestimmungen, wenn ebenfalls eine Bundeshilfe gewährt wird. Wenn zum Beispiel die Eidgenossenschaft die Gewährung eines Pauschalbetrages vorsieht, wird folglich auf kantonaler Ebene dasselbe System angewendet. In den übrigen Fällen wird das Departement Richtlinien erstellen, was bereits jetzt der Fall ist, wenn nur eine kantonale Hilfe gewährt wird (zum Beispiel Anpassung der Ställe an das Gewässerschutzgesetz). 
In Bezug auf den Rest wurden die bereits vorhandenen Bestimmungen mit wenigen geringfügigen Änderungen beibehalten. 

Titel 4: Landwirtschaftliches Pachtrecht

Der dritte Teil der Verordnung vom 2. Oktober über die allgemeinen Bestimmungen des Landwirtschaftsgesetzes, d.h.: die Art. 21 bis 31, wurden übernommen.

Titel 5: Schlussbestimmungen

Art. 75 sieht die Aufhebung von 10 Texten vor, die zurzeit in Kraft sind. Insbesondere wird hervorgehoben, dass das Reglement in Bezug auf die Berufausbildung gegenwärtig im Kompetenzbereich des Bundes liegt und die entsprechenden kantonalen Erlasse folglich hinfällig werden.
7.2 Weinverordnung (WVo)
Die Weinverordnung vom 17. März 2004 musste infolge Ausarbeitung des neuen Landwirtschaftsgesetzes angepasst werden. Hauptsächlich werden die ins Gesetz übertragenen Bestimmungen entfernt.
Für das Übrige ist folgende Änderungen hervorzuheben: Die kantonale Rebbaukommission wird abgeschafft (Art. 6 Weinverordnung). 
Art 11 Abs. 3, welcher Anpflanzungsvorschriften für den Sylvaner vorsah, wurde aufgehoben, da der Beschluss über die Zonen ebenfalls aufgehoben wurde. Es wurde ein Kapitel 2bis auf Grund der Genehmigungsvorschriften in Bezug auf die Rebbergsektoren eingeführt. Art. 25 Abs. 2 Ziff. c führt eine spezifische Besonderheit für Reben von einer Fläche von weniger als 400 m2 ein, welche gemäss Art. 22 GLER (Reben, deren Produktion ausschliesslich dem persönlichen Gebrauch des Bewirtschafters dienen, sofern dieser weder andere Reben besitzt noch bewirtschaftet). Ziel ist es, eine kommerzielle Nutzung dieser Weinernte zu verhindern, welche nur dem persönlichen Gebrauch dient. 
Art. 36 wurde auf Grund der alleinigen Bundeskompetenz aufgehoben. 
Das Kapitel 14 wurde vollständig aufgehoben, da alle entsprechenden Bestimmungen im Gesetz verankert werden. Schlussendlich hebt Art. 115 Ziff. i den Beschluss vom 3. Oktober 1980 über die Abgrenzung der Rebbauzonen auf.

Sitten, 25. April 2006 / DVR
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